
             THemA: Ökonomie & Bildung

aus euWiS  03/2018 Seite|  4

die Privatisierung des Bildungswesens
ist ein irrweg

Wissenschaftler haben Bildungssysteme
untersucht und festgestellt: Länder, die die
Ziele der neoliberalen Bildungsreform über-
nommen und der Privatisierung Tür und Tor
geöffnet haben, haben ihre Leistungsergeb-
nisse verschlechtert und soziale Segregation
und Ungleichheit vergrößert. Das sollte der
deutschen Bildungspolitik eine Warnung vor
falschen bildungsökonomischen Versprechun-
gen sein.  

In der englischsprachigen Buchveröffentli-
chung unter dem Titel „Global Education Re-
form“ (2016) präsentiert eine internationale
Wissenschaftlergruppe die Ergebnisse ihrer
vergleichenden Fallstudien über Finnland und
Schweden, Chile und Kuba, Kanada und USA.
Die Autoren legen die theoretischen Wurzeln
der neoliberalen Bildungsreform frei, die von
dem US-amerikanischen Wirtschaftswissen-
schaftler Milton Friedman in den 1970er und
1980er Jahren intensiv verbreitet wurde. Von
Friedman stammt die Idee der Bildungsgut-
scheine. Er behauptete, dass sie zur Verwirk-
lichung des Bürgerrechts auf Bildung beitrü-
gen, weil damit nicht die Bildungsinstitutio-

nen, sondern eigenverantwortliche Individu-
en staatlich gefördert würden.   

der „Bazillus“ der globalen neolibera-
len Bildungsreform

Die neoliberale Agenda postuliert die Über-
legenheit der Privatisierung mit ihrem markt-
gängigen, deregulierten Bildungsmodell ge-
genüber staatlich verantworteter und kontrol-
lierter Bildung. Mit der Privatisierung des
Bildungswesens soll ein produktiver, „gesun-
der“ Wettbewerb entstehen, der Leistungs-
verbesserungen und Effizienzsteigerung er-
möglicht. Ergänzt um eine an Markt- und Ma-
nagementstrategien orientierte Verwaltungs-
reform sollen die „Blockaden“ der etatistisch-
bürokratischen Steuerung aufgebrochen wer-
den.   

Mit internationalen Leistungsuntersuchun-
gen wie die PISA- Studien hat die OECD einen
globalen Austausch und Wettbewerb von
Bildungspolitiken in Gang gesetzt, die für die
Verbreitung und Übertragung des neolibera-
len „Bazillus“ sorgen, so die Autoren. Nach

ihrer Darstellung sind inzwischen die Bil-
dungssysteme in den meisten Ländern von
diesem „Bazillus“ infiziert. In den USA machen
Konzerne unvorstellbare Gewinne mit Test-
programmen und privaten „charter schools“
und drängen auch auf europäische Märkte.
Die Weltbank sorgt mit ihrer Kreditpolitik
dafür, dass auch ärmere Länder zentrale
Bereiche ihrer Daseinsvorsorge wie die Bil-
dung privatisieren müssen. 

kernelemente des
Wettbewerbsmodells 

Deregulierung, freie Schulwahl, Bildungs-
gutscheine, standardisierte Testverfahren und
daran geknüpfte Sanktionen gehören zum
Kernbestand der konsequenten Privatisie-
rungsstrategie. 

Die Basis für das neoliberale Wettbewerbs-
modell ist die freie Wahl zwischen Schulen in
privater und öffentlicher Trägerschaft. Private
Schulen werden komplett staatlich finanziert,
sind aber befreit von den „Zwängen“ staatli-
cher Regulierung. Die staatliche Finanzierung
folgt den individuellen Wahlentscheidungen
für die präferierten Einrichtungen und wird
über Bildungsgutscheine der „Bildungskonsu-
menten“ eingelöst. 

Um die Institutionen in ihrer Leistungs-
fähigkeit messen und miteinander vergleichen
zu können, werden sie an festgesetzten Leis-
tungsstandards gemessen. Die Evaluation
erfolgt testbasiert und extern. Werden Min-
deststandards nicht eingehalten, können
weitreichende Sanktionsmöglichkeiten von
der Entlassung des Lehrpersonals bis zur
Schulschließung zum Zuge kommen. 

Mit der Veröffentlichung der Testergeb-
nisse sollen die Abnehmer befähigt werden,
die richtige Einrichtung auszusuchen. Für die
am Bildungsmarkt konkurrierenden Bildungs-
einrichtungen sollen so Anreize zur Qualitäts-
steigerung geschaffen werden.  

negative Wirkungen 
Die Forscher arbeiten in ihren Fallstudien

heraus, dass dieses Modell der Vorstellung
von ganzheitlich orientierter Bildung wider-
spricht und individuelle Förderung sowie
eigenverantwortliches und anspruchsvolles
Lernen be- bzw. verhindert. Die wettbewerbli-
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che Standardisierung verengt das Curriculum
in seiner inhaltlichen Breite und reduziert
Komplexität auf eindeutig Messbares. Der
Erwerb sozialer, kreativer und demokratischer
Kompetenzen tritt hinter die bildungsökono-
mische Anpassung an extern vorgegebene
Ziele in den „Kernfächern“ zurück.  

Die pädagogische und fachliche Arbeit der
Lehrkräfte wird deprofessionalisiert, da sie in
ein System eingespannt sind, das „teaching to
the test“ geradezu verlangt. Externe Leis-
tungsüberprüfungen werden zum Gegen-
stand von Überprüfung des Personals. Dies
verführt Schulen und Lehrkräfte zum Betrug
und zur Fälschung von Tests, wie die Forscher
am Beispiel US-amerikanischer Verhältnisse
aufzeigen. 

Das öffentliche Schulwesen wird durch
Privatschulen untergraben. Sie verstehen es,
sich mit ihren Auswahlverfahren unliebsame
Schülerinnen und Schüler „vom Leibe zu hal-
ten“, um sich damit Vorteile bei Leistungstests
zu verschaffen und eine sozial besser gestellte
Klientel an sich zu binden. Die Konkurrenz von
öffentlichen und privaten Bildungsangeboten
führt keineswegs zur Verbesserung der Schü-
lerleistungen, wohl aber vergrößert sie soziale
Ungleichheit und vertieft soziale Spaltung. Die
einzigen Gewinner sind Unternehmen, die
durch Einsparungen beim Personal und bei
der Ausstattung beträchtliche Profite für sich
erwirtschaften. 

Schweden: vom demokratischen
Schulmodell zum marktmodell  

„Eine Schule zu leiten und Kühlschränke zu
verkaufen, das ist ein und dasselbe. Man muss
in beiden Fällen das Ohr am Markt haben und
verstehen, wo die Bedürfnisse der Konsu-
menten, der Schüler sind.“ Die Autoren der
Studie charakterisieren mit diesem Zitat eines
Betreibers von kommerziellen schwedischen
Privatschulen den Wandel, der sich im schwe-
dischen Schulsystem vollzogen hat. Der Bruch
mit der sozialen und demokratischen Schul-
tradition wurde von der liberal-konservativen
Regierung in den 1990er Jahren eingeleitet,
als sich die Finanznöte der öffentlichen
Haushalte auch in Schweden spürbar bemerk-
bar machten. 

Während in den 1950er Jahren der Anteil
der Schülerinnen und Schüler, die private
Schulen mit einem religiösen oder pädagogi-
schen Profil besuchten, nur 1 Prozent betrug,
besuchten 2010 mehr als 15 Prozent der
Schülerinnen und Schüler in den Jahrgängen
1- 9 der schwedischen Gesamtschule und fast
50 Prozent in der Sekundarstufe II im Jahr
Schulen privater Anbieter. Statistiken weisen
aus, dass inzwischen ein Viertel des schwedi-

schen Schulsystems in privater Hand ist.
Insbesondere die kommerziellen Schulfirmen
unter den privaten Betreibern haben ihren
Markt strategisch in den größeren Städten
ausgeweitet und machen beträchtliche
Gewinne. 

enormer leistungsabfall 
Die Fallstudie zu Schweden stellt den damit

einhergehenden Leistungsverfall heraus. Bei
PISA 2000 konnte Schweden noch einen Platz
in der Spitzengruppe der Länder einnehmen.
Bei PISA 2012 zeigte sich dagegen ein scharfer
Leistungseinbruch in allen Kompetenzberei-
chen. Der OECD Report bescheinigt Schweden
eine signifikante Zunahme von Schülerinnen
und Schülern ohne Grundkompetenzen und
die Halbierung der leistungsstarken Spitzen-
schülerschaft in Mathematik innerhalb einer
Dekade. Zudem konstatiert die Fallstudie,
dass die Wahlfreiheit sozial selektiv wirkt und
zu einer Zunahme von Segregation und Un-
gleichheit führt. 

Eine Inflationäre Verteilung guter Schul-
noten in einer Zeit, wo schwedischen Schüle-
rinnen und Schülern ein deutlicher Leistungs-
abfall in internationalen Leistungsstudien
bescheinigt wird, weist aus Sicht der Wissen-
schaftler auf den negativen Wettbewerbs-
druck hin, dem die schwedische Lehrerschaft
ausgesetzt ist. 

Finnland: immun gegen den
„Bazillus“

In Finnland ist der Bildungsbereich nicht
dem Wettbewerb ausgeliefert worden, son-
dern in gesamtstaatlicher Kontrolle und Ver-
antwortung geblieben. Es gibt nur 75 Privat-
schulen unter staatlicher Aufsicht.

Die Leitgedanken der finnischen Bildungs-
politik sind, wie die Autoren betonen,  Chan-
cengleichheit und die bestmögliche Förde-
rung aller Kinder in einer gemeinsamen Schu-
le. Diese Einstellung hat sich seit der Einfüh-
rung der flächendeckenden Gesamtschule bis
heute um keinen Deut verschoben. Die Spit-
zenergebnisse in internationalen Vergleichs-
studien beweisen, dass dies dem finnischen
Bildungssystem gut bekommt. 

Politik und Gesellschaft haben Vertrauen in
ihre Schulen und in ihre Lehrerinnen und Leh-
rer. Lehrerbildung ist eines der wichtigsten
Felder und entsprechend wird darin staatlich
investiert. Nur die Besten werden zum Stu-
dium zugelassen und müssen nicht nur gute
Noten, sondern ihre persönliche Eignung für
die pädagogische Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen nachweisen. 

Zusammenarbeit und kultur des
Vertrauens statt Wettbewerb

Anstelle des Wettbewerbs zwischen Schu-
len wird ihre Zusammenarbeit gefördert. Statt
des standardisierten Lernens stehen die indi-
viduellen Lernbedürfnisse im Vordergrund
und Kinder mit Förderbedarf werden beson-
ders unterstützt. Anstelle von flächendecken-
den testbasierten Leistungsüberprüfungen
gibt es lediglich einzelne Stichproben, um
Stärken und Schwächen des Systems zu iden-
tifizieren und es zu verbessern.   

Dass ausgerechnet Finnland mit seiner kri-
tischen Einstellung zu PISA zum PISA-Helden
geworden ist, empfinden die Wissenschaftler
als besondere Ironie. Ein besseres Bollwerk
gegen eventuelle Ansteckungsgefahren durch
den „Bazillus“ als die exzellenten PISA-
Ergebnisse ist aus ihrer Sicht kaum vorstellbar. 

das deutsche Privatschulsystem 
In Deutschland können private Ersatzschu-

len in sog. freier Trägerschaft in Verantwor-
tung von kirchlichen Organisationen, Sozial-
werken, Vereinen und Personengesellschaf-
ten zu vergleichbaren Schulabschlüssen wie
entsprechende Schulen in öffentlicher Träger-
schaft führen. Dafür müssen sie bestimmte
Auflagen für Genehmigung und Anerkennung
durch das jeweilige Bundesland erfüllen. Sie
finanzieren sich aus staatlichen Zuschüssen,
Eigenanteilen und auch aus Elternbeiträgen,
die je nach Träger stark differieren. 

Elternbeiträge sollten zwar nach dem
Grundgesetz so bemessen sein, dass „eine
Sonderung der Schüler nach den Besitzver-
hältnissen der Eltern nicht gefördert wird“.
Berechtigte Zweifel an der Verfassungskon-
formität sind jedoch angebracht, wenn z.B.
wie in Berlin das monatliche Schulgeld für
Privatschulen auf der allergünstigsten Stufe
bei 200 Euro beginnt und Befreiungen für
Geringverdiener gar nicht vorgesehen sind.  

Problematische
entwicklungstendenzen

Der nationale Bildungsbericht (2016) stellt
einen kontinuierlichen Anstieg der  Privat-
schulen fest. Für den allgemeinbildenden
Bereich konstatiert er seit 2004 eine Erhö-
hung um 33 %. 11% des Schulangebots wird
inzwischen von privaten Trägern gestellt. In
den dünnbesiedelten ländlichen Gebieten
Ostdeutschlands übernehmen kleine private
Schulen inzwischen eine „Substitutionsfunk-
tion“ für öffentliche Schulen, die wegen der
demografischen Entwicklung auslaufen. Kri-
tisch wird im Bildungsbericht auch ihre sozial
selektive Funktion herausgestellt und ange-
merkt, dass die Schülerschaft an Privatschulen
insbesondere in Großstädten aus sozioökono-
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misch günstigeren Verhältnissen als an öffent-
lichen Schulen stammt. 

Dass Unternehmen über ihre Stiftungen
schleichend in Schulgründungen einsteigen,
ist inzwischen auch beobachtbar. Allerdings
können profitorientierte Bildungskonzerne
selbst (noch) keine eigenen Schulen gründen,
dafür staatliche Vollfinanzierung kassieren
und saftige Gewinne machen wie z. B. in den
USA, Schweden und Chile. Das Geschäft mit
der Bildung machen hierzulande kommerziel-
le Nachhilfeinstitute mit Umsätzen im Milliar-
denbereich, wie die Hans-Böckler-Stiftung in
einer aktuellen Studie festgestellt hat. 

Zunahme des wettbewerblichen
drucks 

Das kann sich aber jederzeit ändern, weil
kommerzielle Bildungsanbieter Druck machen
und staatliche Finanznöte gerne nutzen, um
sich mit ihren angeblich günstigeren und bes-
seren Angeboten ins Spiel zu bringen. Auch
die FDP in NRW hat in ihrem Wahlprogramm
die Einführung von Bildungsgutscheinen in
Verbindung mit der freien Schulwahl vorgese-
hen. 

Von wissenschaftlicher Seite unterstützt
Prof. Ludger Wößmann, Leiter des ifo-Zen-

trums für Bildungsökonomik und Professor für
Volkswirtschaft an der Ludwig- Maximilians-
Universität München diese Absicht. Er hat
2016 im Auftrag der „Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft“ eine Expertise mit dem Titel
„Ein wettbewerblicher Entwurf für das deut-
sche Schulsystem“ vorgelegt. 

Wößmanns Expertise bildet die neoliberale
Bildungsagenda in ihren wesentlichen Grund-
zügen ab. Er begründet ihre Umsetzung mit
Leistungssteigerung und größerer Chancen-
gleichheit für benachteiligte Kinder. Letztere
soll erbracht werden durch die vollständige
finanzielle Gleichstellung der Privatschulen,
die ihrerseits auf Schulgeld und die Auswahl
der Schülerschaft nach sozialer Herkunft ver-
zichten.

Dass dieses Versprechen „heiße Luft“ ist,
weil freie Schulwahl sozial selektiv wirkt, hat
auch die Studie von Thomas Groos über die
Auswirkungen der freien Grundschulwahl in
NRW im Rahmen des NRW-Projekts „Kein
Kind zurücklassen“ gezeigt. Danach machen
nachweislich Eltern mit niedrigem Sozialstatus
deutlich weniger Gebrauch von der Wahl-
möglichkeit, während mit steigendem Sozial-
status das Bedürfnis steigt, sozial benachtei-
ligte Grundschulen zu meiden.   

die grundgesetzänderung als „Hinter-
tür“ für mehr Bildungsprivatisierung?

Aktuell plant die Bundesregierung noch vor
der Sommerpause eine Verfassungsänderung.
Diese soll dem Bund mehr Entscheidungs-
befugnisse beim Bau und Betrieb von Infra-
struktur wie Autobahnen, aber auch Schulen
geben. Öffentlich-private Partnerschaften
(ÖPP) sollen in diesem Zusammenhang er-
leichtert werden. Die Sorge, dass damit die
Bildung in den bildungsökonomischen Griff
von Konzernen gerät, die nicht nur die Gebäu-
de bereitstellen, sondern auch die Schulen
betreiben wollen, ist berechtigt. n
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